Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2408 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. ziviler Bevölkerungsschutz 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Weshalb hat die Bundesregierung dem Deutschen Bundes- 
tag, entgegen der Entschließung des Deutschen Bundestages 
vom 28. Juni 1956 — Drucksache 2455 der 2. Wahlperiode — 
und der Antwort des Bundesministeriums des Innern vom 
11. April 1957 — Drucksache 3430 der 2. Wahlperiode bis 
heute keine Gesamtplanung über den zivilen Bevölkerungs- 
schutz mit einem Sofortprogramm vorgelegt? 

2. Wann gedenkt die Bundesregierung entsprechend dem Ersten 
Gesetz über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 
dem Bundestag einen Geseztentwurf über die Inkraftsetzung 
der baulichen Bestimmungen für den zivilen Luftschutz vor- 
zulegen, nachdem die Frist für diese Ergänzung um zwei 
Jahre überschritten worden ist? 

3. Weshalb sind die von der Bundesregierung in der 73. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 10. Juni 1959 ange- 
kündigten Maßnahmen auf dem Gebiet des zivilen Bevöl- 
kerungsschutzes nur in sehr geringem Umfang verwirklicht 
worden? 

4. Warum hat es die Bundesregierung unterlassen, die Be- 
völkerung mit Merkblättern (nach dem Beispiel Schwedens 
und anderer Staaten) über zweckmäßige Verhaltensweisen 
bei Eintreten eines Verteidigungs- oder Katastrophenfailes 
aufzuklären, und welche übrigen Aufklärungsmaßnahmen 
sind geplant? 

5. Hält die Bundesregierung ihre bisher getroffenen Maßnah- 
men zur Arzneimittel-Bevorratung, zur Anlage von Aus- 
weich- und Hilfskrankenhäusern, zur Versorgung mit Trink- 
wasser und zur übrigen Bevorratung für ausreichend? 
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6. Wann wird das Luftwarn- und -alarmsystem für den zivi- 
len Bevölkerungsschutz im ganzen Bundesgebiet aufgebaut 
und funktionsfähig sein? 

7. Sind Maßnahmen getroffen, um die Benachrichtigung der 
Warnstellen und die Alarmierung der Bevölkerung unab- 
hängig von der allgemeinen Stromversorgung sicherzustellen? 

8. Warum lehnt die Bundesregierung es nodi immer ab, eine 
unabhängige Studienkommission einzusetzen mit dem Auf- 
trag, zu prüfen, welche Schutzmaßnahmen sinnvoll sind? 

Bonn, den 17. Januar 1961 

Ollenhauer und Fraktion 
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